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- Lettland und Estland ausgenommen. Formal habe die tschechoslowakische Regie­
rung geradezu vorbildlich mit dem Völkerbund zusammengearbeitet, inhaltlich 
aber eine abwehrende Position eingenommen und meist erfolgreich mit Dementis 
und Verzögerungstaktik die Behandlung von Beschwerden vor dem Rat oder dem 
Ständigen Internationalen Strafgerichtshof verhindert. Gerade Außenminister Ed­
vard Beneš verfolgte eine solche Strategie. Die tschechoslowakische Regierung 
gewährte ihren Minderheiten zudem oftmals Zugeständnisse, tat dies aber nicht auf 
der Basis grundsätzlicher Rechte, sondern ließ dies als eine Art Gnadenerweis 
erscheinen. Scheuermann urteilt zusammenfassend über ihr Vorgehen: 

Durch ihre äußerlich formal korrekte Zusammenarbeit mit dem Völkerbund konnte sie mit 
diversen Kunstgriffen ihre Vorstellung von Minderheitenpolitik besser durchsetzen, als wenn 
sie eine weniger kooperative Haltung eingenommen hätte. (S. 196) 

Alles in allem hatte der Minderheitenschutz für den Völkerbund vor allem die 
Funktion, internationale Konflikte zu verhindern - so die zentrale These des Buches. 
Pablo de Azcarate y Florez, ehemaliger Direktor der Minderheitenabteilung, brach­
te seine Ansicht dazu 1945 folgendermaßen auf den Punkt: 

Der Völkerbund war erfolgreich, allerdings weniger, indem er die Unterdrückung der 
Minderheiten beendete oder verminderte (eine humanitäre Aktivität, mit der er nicht betraut 
war), sondern indem er verhinderte, daß die größere oder die kleinere Unterdrückung von 
Minderheiten internationalen Streit oder Konflikte hervorbrachte. (S.406) 

Konfliktverhütung stand somit an erster Stelle, die Minderheiten selber interes­
sierten offenbar weniger. So ist es zu erklären, daß Petitionen bei einer Gefahr der 
Auslösung zwischenstaatlicher Konflikte durch eine öffentliche Behandlung oft 
nicht weiter nachgegangen oder auf informellem Wege eine Mäßigung der Gegen­
sätze angestrebt wurde. Die Eingabe von Beschwerden verhalf somit den betroffe­
nen Menschen in den meisten Fällen nicht zu ihrem Recht. Dies hat Scheuermann 
anhand interner Akten der Minderheitensektion des Völkerbundes detailliert nach­
gewiesen. Insgesamt trägt seine Studie somit zu einem genaueren Verständnis des 
Minderheitenschutzes durch den Völkerbund sowie der Motivation seiner Prota­
gonisten bei. Gesamtverzeichnisse zulässiger und unzulässiger Beschwerden vermit­
teln einen guten Einblick in Inhalt und Zahl der Petitionen und tragen ebenso wie 
die Kurzbiographien von Angehörigen der Minderheitensektion zu einem umfas­
senden Bild von der Arbeit dieser wichtigen Völkerbundabteilung bei. 
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Mit den Veröffentlichungen der letzten beiden Jahre zur Geschichte der Be­
satzung im „Sudetenland" zwischen 1938 und 1945 werden langsam die weißen 
Flecken eines regionalen Forschungsfeldes historisiert, dem bisher kaum Aufmerk­
samkeit geschenkt wurde, da es sowohl zur tschechischen als auch zur sudetendeut-
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sehen Identitätsbildung wenig tauglich schien. Die im Oktober 1938 in Folge des 
„Münchener Abkommens" besetzten tschechischen Grenzgebiete schienen als eine 
der ersten Eroberungen des Deutschen Reiches, im „Krieg vor dem Krieg", für sich 
genommen wenig attraktiv, zumal die „heim ins Reich" strebende deutsche Be­
völkerung Gegenleistungen für ihre Lrredenta erwartete. Der Wert der Annexion für 
das Deutsche Reich lag darin, daß sie einen unspektakulären, aber wesentlichen 
Schritt zur Vereinnahmung des rüstungswirtschaftlichen Potentials der ČSR dar­
stellte, zum Ausgleich der inneren Krise, als „Auftakt zur Ostexpansion". Dies 
bestätigt auch die im Rahmen eines am Hannah-Arendt-Institut angesiedelten 
Projekts zur Geschichte der Dresdner Bank 1931-1957 erschienene Detailstudie zur 
Umgestaltung der Kreditwirtschaft im Sudetenland 1938/39 des Wirtschafts­
historikers Harald Wixforth. 

Dieser Prozeß wurde sowohl in der wirtschafts- als auch in der regionalge­
schichtlichen Literatur bisher nur am Rande gestreift, obwohl die „Neuordnung" 
des Bankwesens gleichsam die Basis für nachfolgende Expansionsbestrebungen lie­
ferte und ihre Konsequenzen hinlänglich bekannt sind. Svatosch hat schon vor mehr 
als 30 Jahren auf die erhebliche Ausdehnung des Einflußbereiches der reichsdeut-
schen Großbanken und ihre Durchsetzungskraft gegenüber den Regionalbanken 
hingewiesen. Allein der Dresdner Bank gelang es, in den sudetendeutschen Gebieten 
ein Kapital von mehr als 400 Mio. Reichsmark zu kontrollieren.1 Wixforth legt nun 
auf einer umfassenden Materialbasis aus der Überlieferung der Nürnberger Prozesse 
(Wilhelmstraßen-Prozeß) und Quellenbeständen des Russischen Staatlichen Militär­
archivs Moskau, des Archivs der Tschechischen Nationalbank und des Historischen 
Archivs der Dresdner Bank eine ausführliche Rekonstruktion bank- und finanz­
technischer Aspekte vor, die die Entscheidungsfindung zwischen den Überlegungen 
der Reichsbehörden und Plänen des Reichskommissariats für die sudetendeutschen 
Gebiete einerseits und den Verhandlungsstrategien der Banken andererseits vom Juli 
1938 an behandelt. Die Studie verfolgt die Vermischung der Interessen der Banken 
an einer Stärkung ihrer Wettbewerbspositionen mit denen des NS-Herrschafts-
apparates an einer umfassenden Kontrolle des industriellen Potentials der ČSR 
und zeigt den Beginn der Expansion durch die Übernahme der Prager Bankfilialen 
auf. 

Die Umgestaltung der Kreditwirtschaft wurde von den zuständigen Reichs­
ministerien und -behörden des NS-Wirtschaftssystems entscheidend beeinflußt. In 
Abstimmung mit dem Reichswirtschaftsministerium, dem Reichsbankdirektorium 
und dem Reichskommissar für die sudetendeutschen Gebiete fällte der Reichs­
kommissar für das Kreditwesen, Friedrich Ernst, die definitive Entscheidung über 
die Kernfragen der Umgestaltung - die Zuordnung der Filialnetze und die Standort­
verteilung. Der Autor bestätigt diesem Vorgang ein hohes Maß an Wirkungsmacht 

Vgl. Svatosch, Franz: Das Grenzgebiet unter dem Hakenkreuz. Die sozialökonomischen 
Veränderungen Nord- und Nordwestböhmens während der ersten Phasen der hitlerfaschi­
stischen Okkupation. Potsdam 1969, Diss.; und Ders.: Zum Untergang der böhmisch­
deutschen Bourgeoisie. In: Jahrbuch für Geschichte der sozialistischen Länder Europas 15 
(1971)2,91. 
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der Politik. Die beteiligten Banken aus dem „Altreich", vor allem die Dresdner 
Bank, die Deutsche Bank und die Allgemeine Deutsche Creditanstalt aus Leipzig 
(Adca) versuchten für ihre expansionistischen Ziele mit Nachdruck bei den zustän­
digen Berliner Dienststellen Gehör zu finden, waren sie doch an deren Entschei­
dungen gebunden. Obwohl es in der Retrospektive scheint, als ob sich die Dresdner 
Bank von vornherein hätte durchsetzen können, konnte zunächst die Deutsche 
Bank im Rennen um die ertragstärksten Filialen Vorteile verbuchen. Erst nach 
einem intensiven und offenen Entscheidungsfindungsprozeß, der unbeeinflußt von 
personellem „Klüngel" verlief, wurden der Dresdner Bank mit dem Beschluß des 
Reichskommissariats für das Kreditwesen vom 14. Oktober 1938 die attraktiveren 
Filialen der Böhmischen Escompte-Bank und Creditanstalt (Bebca) zugewiesen. Der 
Deutschen Bank blieben nur die Filialen der Böhmischen Union-Bank, da die 
Dresdner Bank als finanzstärkere die Durchdringung des Marktes gewährleistete. 

Dennoch darf die Rolle des Reichskommissariats für das Kreditwesen im na­
tionalsozialistischen Wirtschaftssystem auch für die erste Phase der Umgestaltung 
nicht überschätzt werden. Während noch über die „Neuordnungsfrage" verhandelt 
wurde, zeigte sich bereits, daß Hans Kehrl, Görings Generalreferent für Sonder­
aufgaben im Wirtschaftsministerium, nicht nur für den Rahmen der Bankenpolitik 
zur wichtigsten Entscheidungsinstanz aufstieg, sondern auch für alle anderen wirt­
schaftspolitischen Maßnahmen in der Region. Mit der bürokratischen Gewichts­
verschiebung verbanden sich spätestens ab November 1938 weitreichende politische 
Absichten. Die streng an Rentabilitätskriterien orientierte Geschäftspolitik der 
reichsdeutschen Banken sollte den deutschen Einfluß in der gesamten Tschecho­
slowakei systematisch stärken. Dabei ging es jedoch nicht darum, die Rolle des 
(Sudeten-)Deutschtums zu forcieren - es blieb der einheimischen Kreditanstalt der 
Deutschen nichts anderes übrig als das Eindringen der reichsdeutschen Banken zu 
akzeptieren - sondern noch vor der Besetzung durch die Wehrmacht im März 1939 
wichtige Segmente der tschechoslowakischen Wirtschaft in der Schwerindustrie, 
dem Maschinenbau und der chemischen Industrie unter reichsdeutsche Kontrolle 
zu bekommen. Als Instrument diente der Erwerb von Beteiligungen an tschecho­
slowakischen Firmen aus dem Besitz der Prager Kreditinstitute, denen Ausgleichs­
zahlungen und die Übereignung von Industriebeteiligungen aufgenötigt wurden. 
Die Verbindung bankwirtschaftlichen Kalküls und wirtschaftlicher Kontrolle der 
ČSR im Hinblick auf politische Expansionsbestrebungen erfolgte nicht mit Hilfe 
eines geschlossenen, vorausgeplanten Maßnahmenbündels, sondern ergab sich aus der 
Kongruenz von Interessen. Die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Dresdner 
und der Deutschen Bank, die allerdings mit der Errichtung des „Protektorates 
Böhmen und Mähren" weiter ins Hintertreffen geriet, standen in keinem Wider­
spruch zu den machtpolitischen Plänen der Reichsregierung. 

Die Studie liefert einen wichtigen Baustein zur Geschichte der ohne kriegerische 
Gewalt vollzogenen Okkupationen des Deutschen Reiches. In der Verbindung zwi­
schen Darstellung der Normalität kapitalistischer Expansion und ihrer speziellen 
Konstellation in der Vorphase der Gleichschaltung des „Sudetenlandes" trägt sie 
dazu bei, die Besonderheiten des sich im „Sudetenland" etablierenden Okkupations­
systems herauszukristallisieren. Weitere detaillierte wirtschaftshistorische Arbeiten 
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zu den Vorgängen im Zeitraum um das „Münchener Abkommen" dürften die „Be­
freiung der Sudetendeutschen" endgültig in den Bereich der Legendenbildung ver­
weisen. 
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Zwischen 1933 und 1938 emigrierten insgesamt bis zu 20000 Menschen aus 
Deutschland und Österreich in die Tschechoslowakei - die genaue Zahl ist nicht 
bekannt. Grundsätzlich galt dort ein Verbot abhängiger Erwerbsarbeit für die 
Flüchtlinge; allerdings durften Künstler, Schriftsteller und Journalisten ihren Be­
ruf ausüben. Zwischen 1933 und 1938 konnten daher mehr als 60 Zeitungen und 
Zeitschriften sowie eine Reihe von Verlagen im tschechoslowakischen Exil ent­
stehen. 

Die vorliegende Arbeit von Rainer Eckert, Leiter des Zeitgeschichtlichen Forums 
in Leipzig, untersucht die Emigrationspublizistik und deren Reaktion auf die Juden­
verfolgung in Deutschland. Im ersten Teil seiner Studie skizziert der Autor zunächst 
die Situation des deutschen Exils in der Tschechoslowakei. Er geht auf die Lebens­
bedingungen der Emigranten, die Flüchtlingspolitik der Prager Regierung und die 
Tätigkeit der Hilfskomitees ein. Im Anschluß daran gibt Eckert einen Überblick 
über die verschiedenen im tschechoslowakischen Exil tätigen politischen Gruppen, 
von den Kommunisten bis hin zu der „Schwarzen Front" Otto Strassers. Dieser 
überwiegend aus der Literatur gearbeitete Teil der Studie faßt die Geschichte des 
Exils in der Tschechoslowakei gut lesbar zusammen. Informativ sind die folgenden 
Skizzen über die Exilpresse und die Emigrantenverlage. Die Exilpublizistik ver­
folgte vor allem die Ziele, die Weltöffentlichkeit über den Terror in Deutschland zu 
informieren, den Widerstand in Deutschland selbst anzuleiten und zu informieren 
sowie den Nachrichtenaustausch unter den Emigranten sicherzustellen (S. 58). 

Detailliert beschreibt Eckert die Reaktion des NS-Regimes auf die Exilveröffent­
lichungen. 1934 hatte die Gestapo mehr als 1,2 Millionen illegale Druckschriften, die 
teilweise aus dem Ausland eingeschmuggelt worden waren, in Deutschland regi­
striert; auch drei Jahre später betrug deren Zahl noch mehr als 920000. Bereits 1933 
hatte eine Liste des Berliner Polizeipräsidiums 138 in der Tschechoslowakei erschie­
nene Druckschriften als verboten aufgeführt; bis 1938 stieg deren Zahl auf 161. Auch 
wenn das Regime wohl nicht an eine ernsthafte Gefährdung glaubte, reagierte es auf 
die publizistische Tätigkeit des Exils mit Presseangriffen und Bespitzelung durch die 
Gestapo. Die deutsche Gesandtschaft in Prag reichte eine große Zahl an Demarchen 
wegen „Mißbrauchs der Pressefreiheit" durch die Emigranten beim Prager Außen­
ministerium ein, und allein 1936/37 sprach der Gesandte Eisenlohr 29 Mal persön­
lich dort vor, um ein Verbot der SPD und anderer Exilgruppen sowie ihrer Presse zu 
fordern. Solange die politische Lage es erlaubte, konnten sich die Emigranten des 
Wohlwollens der demokratischen Kräfte in der Tschechoslowakei sicher sein. Die 


